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5. Wahlperiode 

Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 

(15. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vor- 
gelegten Vorschlag der Kommission der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft für ein Allgemeines Programm zur Beseiti- 
gung der technischen Hemmnisse im innergemeinschaftlichen 
Warenverkehr, die sich aus der Unterschiedlichkeit der einzel- 
staatlichen Rechtsvorschriften ergeben 

— Drucksache V/2743 — 


A. Bericht des Abgeordneten Regling 


Das Allgemeine Programm zur Beseitigung der 
technischen Hemmnisse im innergemeinschaftlichen 
Warenverkehr, die sich aus der Unterschiedlichkeit 
der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften ergeben — 
Drucksache V/2743 — wurde dem Ausschuß für Wirt- 
schaft und Mittelstandsfragen mit Schreiben des 
Herrn Präsidenten vom 22. März 1968 zur Beratung 
zugewiesen. Der Ausschuß für Gesundheitswesen 
hat sich gutachtlich zu der Vorlage geäußert. Seine 
Stellungnahme stimmt im wesentlichen mit der- 
jenigen des Ausschusses für Wirtschaft und Mittel- 
standsfragen überein. 

Der Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstands- 
fragen hat es im Grundsatz begrüßt, daß die Kom- 
mission jetzt Schritte unternimmt, um die technischen 
Handelshemmnisse, die einer Verwirklichung des 
gemeinsamen Marktes noch entgegenstehen, be- 
schleunigt abzubauen. Der Wirtschaftsausschuß hat 
bei anderer Gelegenheit wiederholt auf diese Not- 
wendigkeit hingewüesen. Der Ausschuß hatte jedoch 
Zweifel, ob in den von der Kommission aufgeführten 
Bereichen tatsächlich überall Handelshemmnisse 
vorliegen und ob die Aufzählung vollständig ist. Er 


bittet deshalb die Bundesregierung, diesen Katalog 
sehr sorgfältig unter diesen Gesichtspunkten zu 
prüfen. 

Ernste Bedenken hat der Ausschuß gegen die von 
der Kommission mit dem Beschluß über den Status 
quo vorgeschlagenen Einführung eines Stillstands 
der nationalen Gesetzgebung. Der Ausschuß ist der 
Auffassung, daß die nationale Gesetzgebungshoheit 
der Mitgliedstaaten, die für die Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung die Verant- 
wortung tragen, nicht eingeschränkt werden könne. 

Der Ausschuß hat auch Bedenken gegen das von 
der Kommission zur späteren Abänderung von 
Rechtsangleichungsrichtlinien vorgeschlagene Aus- 
schußverfahren. Er ist der Auffassung, daß auch bei 
späteren Änderungen die Mitwirkung der Mitglied- 
staaten und vor allem diejenige des Europäischen 
Parlaments sichergestellt werden muß. Aus diesen 
Erwägungen ersucht der Ausschuß die Bundesregie- 
rung, dem Programm nur zuzustimmen, wenn diesen 
Bedenken hinreichend Rechnung getragen worden 
ist. 


Bonn, den 27. Juni 1968 


Regling 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. von dem Vorschlag der Kommission für ein All- 
gemeines Programm zur Beseitigung der tech- 
nischen Hemmnisse im innergemeinschaftlichen 
Warenverkehr, die sich aus der Unterschiedlich- 
keit der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften er- 
geben — Drucksache V/2743 — Kenntnis zu 
nehmen; 

2. für die weiteren Verhandlungen im Rat die Bun- 
desregierung zu ersuchen, folgende Gesichts- 
punkte zu prüfen: 

a) ob in den in dem Allgemeinen Programm ge- 
nannten Bereichen tatsächlich Handelshemm- 
nisse bestehen, die durch Erlaß von Richt- 


linien nach Artikel 100 des EWG- Vertrages 
beseitigt werden müssen und 

b) ob der Katalog der Bereiche noch ergänzungs- 
bedürftig ist; 

3. die Bundesregierung zu ersuchen, 

a) den Beschluß über den Status quo abzulehnen. 
Der Bundestag ist der Auffassung, daß die 
Gesetzgebungshoheit der Mitgliedstaaten bis 
zum Erlaß von Richtlinien nicht eingeschränkt 
werden darf; 

b) dem vorgesehenen Ausschußverfahren nur zu- 
zustimmen, wenn eine echte Mitwirkung der 
Mitgliedstaaten und des Europäischen Parla- 
ments gewährleistet ist. 


Bonn, den 27. Juni 1968 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 


Dr. h. c. Menne (Frankfurt) 

Vorsitzender 


Regling 

Berichterstatter 


angenommen in der 184. Plenarsitzung am 28. Juni 1968 
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